
 
 

 

 

 

 
Kundmachung Beschluss Voranschlag 2022 

 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Ramsau am Dachstein hat in seiner öffentlichen Sitzung am 

6.12.2021 folgende Beschlüsse gefasst: 

 

 

 

 

 



 
 

 
Antrag einstimmig angenommen. 

 

 

 

 



Festsetzung der Hebesätze bzw. die Höhe der zu erhebenden Abgaben (§ 76 Abs. 2 Z 1. 

GemO) 

 

Grundsteuer: 

für land- und forstwirtschaftliche Betriebe   500  v.H. der Meßbeträge 

für sonstige Grundstücke     500  v.H. der Meßbeträge 

Die Hundeabgabe wird in der mit Gemeinderatsbeschluss vom 27.11.2012 festgesetzten Höhe 

im Haushaltsjahr 2021 erhoben. 

 
Antrag einstimmig angenommen. 

 

Höhe der erforderlichen Kassenstärker (§ 76 Abs. 2 Z 2. GemO) 

 

Der Höchstbetrag des Kassenkredites der im Haushaltsjahr 2022 zur rechtzeitigen Leistung von 

Ausgaben des ordentlichen Haushaltes in Anspruch genommen werden darf, wird mit € 

1.386.000,-- festgesetzt. In diesem Höchstbetrag sind 0,00 Euro Kassenkredite enthalten, die 

auf Grund früherer Ermächtigungen aufgenommen und noch nicht zurückgezahlt sind. 

 
Antrag einstimmig angenommen. 

 
Gesamtbetrag der Darlehen und Zahlungsverpflichtungen (§ 76 Abs. 2 Z 3. GemO) 

 

Der Gesamtbetrag der aufzunehmenden Darlehen, die zur Bestreitung von Ausgaben des 

operativen Gebaren bestimmt sind, wird auf € 00,00 festgesetzt.  

Der Gesamtbetrag der zu übernommenen Haftungen (Bürge- und Zahler-Haftung für  RVB-

Darlehen Sanierung Hallenbad, und WSV Altlasten Sportanlagen) beläuft sich auf € 

4.215.111,59. 

 

 
Antrag einstimmig angenommen. 



 
Dienstpostenplan (Stellenplan) 2022 (§ 76 Abs. 2 Z 4. GemO) 

 

 

Der Dienstpostenplan für das Jahr 2022 wird wie folgt festgelegt:  

 

 
 
Antrag einstimmig angenommen. 

 
 
 

 
 

 



 

 

Nachweis über die Investitionstätigkeit und deren Finanzierung (§ 76 Abs. 2 Z 5. GemO) 

 

Bgm. Fischbacher bittet Margit Ebenschweiger um ihre Ausführungen. M. Ebenschweiger 

erläutert die geplanten Vorhaben anhand des Nachweises der Investitionstätigkeit (Anlage), 

welcher den Fraktionsvorsitzenden als Teil des Voranschlags-Entwurfes fristgerecht 

übermittelt worden ist.  

Außerdem erläutert sie jene Auszahlungen, die in Form von Investitionszuschüssen an die RVB 

vorgesehen sind, auch wenn diese von der Gemeindeaufsicht nicht als investive Vorhaben 

angesehen werden. 

Bgm. Fischbacher stellt den Antrag, die geplanten Investitionen und deren Finanzierung, wie 

im Voranschlag 2022 vorgesehen, zu genehmigen. 

 
Antrag einstimmig angenommen. 

 
 

 
Mittelfristiger Haushaltsplan (§ 76 Abs. 2 Z 8. GemO) 

 

Der Mittelfristige Finanzplan 2022 bis 2026, der ebenfalls durch die A7 einer Vorab-Prüfung 

unterzogen worden ist, wird wie im Folgenden zusammenfassend dargestellt, festgelegt: 

 

 

 
 
 



 

 
Beschlussfassung Voranschlag 2022 als „Gesamtwerk“ (§ 76 Abs. 3 GemO) 

 

Nachdem im Rahmen der Tagesordnungspunkte 10) bis 17) alle einzelnen Teil-Beschlüsse zum 

Voranschlag gemäß den Vorgaben von § 75 Gemeindeordnung einstimmig gefasst worden 

sind, stellt Bgm. Fischbacher den Antrag, den Voranschlag „als Gesamtwerk“ zu genehmigen. 

 
 

Antrag einstimmig angenommen. 
 
 

Der Bürgermeister: 
 
 

 
Ernst Fischbacher 


